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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.02.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2021/11/0032 

Rechtssatz 

§ 12 Abs. 5 OÖ GVG 1994 sieht insgesamt ein differenziert ausgestaltetes, stufenförmiges System für 
den Fall der Nichteinhaltung der Auflagenverpflichtung vor, das der Behörde die Möglichkeit einräumt, 
auf berücksichtigungswürdige Umstände im Nachhinein mit einer Abänderung bzw. Aufhebung von 
Auflagen, bzw. auch einem Absehen von der Veräußerungspflicht zu reagieren. Diese Regelungen treffen 
einen Ausgleich zwischen der mit der Erteilung von Auflagen verfolgten Sicherstellung der 
grundverkehrsbehördlichen Zielsetzungen (vgl. den Verweis auf die nach § 1 Abs. 1 dieses 
Landesgesetzes geschützten Interessen in § 12 Abs. 1 OÖ GVG 1994) und den Interessen des Erwerbers 
an der Beibehaltung seiner durch einen genehmigungspflichtigen Rechtserwerb begründeten 
Rechtsstellung. Sie sehen, wenngleich erst nach einer rechtskräftigen Feststellung der Nichterfüllung der 
(gegebenenfalls abgeänderten) Auflage, sofern nicht ausnahmsweise durch rechtsgestaltenden Bescheid 
von der ex lege eingetretenen Veräußerungspflicht abgesehen wird, den Eigentumsverlust des 
Rechtserwerbers (durch Veräußerung bzw. Zwangsversteigerung) vor. 
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